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Die EU-Regelung über die ausgewogene Vertretung von Frauen und Männern in Leitungsorganen von börsennotierten Unter-

nehmen ist Ende 2024 in allen Mitgliedstaaten in Kraft getreten (vgl. EU-Kommission – Vertretung in Deutschland – PM vom

3.1.2025). Hadja Lahbib, EU-Kommissarin für Gleichstellung, Vorsorge und Krisenmanagement, bezeichnete die Richtlinie

(RL (EU) 2022/2381) als bedeutendenMeilenstein. „Ich werde Folgemaßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass diese wichti-

gen Rechtsvorschriften von den Mitgliedstaaten ordnungsgemäß umgesetzt und sorgfältig angewandt werden. Gemeinsam

können wir die gläserne Decke durchbrechen.“ In der Richtlinie werde für große börsennotierte Unternehmen in der EU ein Ziel

von 40 % des unterrepräsentierten Geschlechts unter ihren nicht geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern und

von 33 % unter allen Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern festgelegt. Da Frauen im EU-Durchschnitt nur 33 % der Mitglieder in

den Leitungsorganen börsennotierter Unternehmen vertreten, werde dies in der Praxis dazu beitragen, den Anteil von Frauen in

diesen Führungspositionen zu erhöhen. Die Frist für die Umsetzung durch die Mitgliedstaaten endete am 28.12.2024, die Unter-

nehmen müssen die Ziele bis zum 30.6.2026 erreichen. Bisher müssen die Mitgliedstaaten u. a. Vorschriften über spezifische

verbindliche Maßnahmen für das Auswahlverfahren für Verwaltungsratsmitglieder mit transparenten und geschlechtsneutralen

Kriterien und die Offenlegung von Qualifikationskriterien auf Antrag eines nicht erfolgreichen Bewerbers umgesetzt haben. Im

November 2012 hatte die Kommission die Richtlinie über ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis in den Leitungsorganen von

Unternehmen vorgeschlagen. Nach zehnjährigen Beratungen erzielten das Europäische Parlament und der Rat im Juni 2022 eine

politische Einigung. Die Kommission wird die Mitteilungen der Mitgliedstaaten über ihre Umsetzungsmaßnahmen prüfen und

begutachten, ob diese Maßnahmen den Bestimmungen der Richtlinie ordnungsgemäß folgen. Die Kommission unterstützte die

Mitgliedstaaten bei der Gewährleistung der ordnungsgemäßen Umsetzung in nationales Recht, beispielsweise durchWorkshops

und bilaterale Konsultationen.
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Entscheidungen
EuGH: Datenverarbeitung im Beschäftigten-

kontext und Umfang der gerichtlichen Kon-

trolle

1. Art. 88 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EU)

2016/679 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher

Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-

ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-

hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) ist dahin auszulegen, dass

eine nach Art. 88 Abs. 1 dieser Verordnung erlas-

sene nationale Rechtsvorschrift über die Verar-

beitung personenbezogener Daten für die Zwe-

cke von Beschäftigungsverhältnissen bewirken

muss, dass ihre Adressaten nicht nur die Anforde-

rungen erfüllen müssen, die sich aus Art. 88

Abs. 2 dieser Verordnung ergeben, sondern auch

diejenigen, die sich aus Art. 5, Art. 6 Abs. 1 sowie

Art. 9 Abs. 1 und 2 der Verordnung ergeben.

2. Art. 88 Abs. 1 der Verordnung 2016/679 ist da-

hin auszulegen, dass im Fall einer in den Anwen-

dungsbereich dieser Bestimmung fallenden Kol-

lektivvereinbarung der Spielraum der Parteien

dieser Kollektivvereinbarungbei der Bestimmung

der „Erforderlichkeit“ einer Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten im Sinne von Art. 5, Art. 6

Abs. 1 sowie Art. 9 Abs. 1 und 2 dieser Verord-

nung das nationale Gericht nicht daran hindert,

insoweit eine umfassende gerichtliche Kontrolle

auszuüben.

EuGH, Urteil vom 19.12.2024 – C-65/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-65-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Zur Auslegung der in Art. 14 Abs. 5

Buchst. c DSGVO enthaltenen Ausnahme

von der Pflicht des Verantwortlichen zur In-

formation der betroffenen Person und zum

Prüfungsumfang der Aufsichtsbehörde

1. Art. 14 Abs. 5 Buchst. c der Verordnung (EU)

2016/679 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher

Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-

ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Auf-

hebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) ist dahin auszulegen, dass

die in dieser Bestimmung vorgesehene Ausnah-

me von der Pflicht des Verantwortlichen zur In-

formation der betroffenen Person unterschieds-

los alle personenbezogenen Daten betrifft, die

der Verantwortliche nicht unmittelbar bei der

betroffenen Person erhoben hat, unabhängig

davon, ob der Verantwortliche diese Daten von

einer anderen Person als der betroffenen Person

erlangt hat oder er selbst sie im Rahmen der Er-

füllung seiner Aufgaben erzeugt hat.

2. Art. 14 Abs. 5 Buchst. c und Art. 77 Abs. 1 der

Verordnung 2016/679 sind dahin auszulegen,

dass die Aufsichtsbehörde im Rahmen eines Be-

schwerdeverfahrens prüfen darf, ob das Recht

des Mitgliedstaats, dem der Verantwortliche un-

terliegt, für die Zwecke der Anwendung der in

Art. 14 Abs. 5 Buchst. c dieser Verordnung vor-

gesehenen Ausnahme geeignete Maßnahmen

zum Schutz der berechtigten Interessen der be-

troffenen Person vorsieht. Diese Prüfung betrifft

jedoch nicht die Geeignetheit der Maßnahmen,

zu deren Durchführung der Verantwortliche

nach Art. 32 der genannten Verordnung ver-

pflichtet ist, um die Sicherheit der Verarbeitung

personenbezogener Daten zu gewährleisten.

EuGH, Urteil vom 28.11.2024 – C-169/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-65-2

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Zur (Nicht-)Anwendbarkeit von Art. 1

Abs. 2 Buchst. b VO (EU) Nr. 1215/2012

Art. 1 Abs. 2 Buchst. b der Verordnung (EU)

Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 12. Dezember 2012 über die ge-

richtliche Zuständigkeit und die Anerkennung

und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil-

und Handelssachen ist dahin auszulegen, dass

er auf eine in einem Mitgliedstaat gegen eine

Gesellschaft erhobene Klage auf Zahlung gelie-

ferter Waren, in der weder ein zuvor in einem

anderen Mitgliedstaat über das Vermögen dieser

Gesellschaft eröffnetes Insolvenzverfahren noch

der Umstand erwähnt wird, dass die Forderung

bereits als Insolvenzforderung angemeldet wor-

den ist, nicht anwendbar ist.

EuGH, Urteil vom 14.11.2024 – C-394/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-65-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Auslegung eines Vollstreckungs-

titels über Erteilung einer Auskunft auf

markenrechtlicher Grundlage

a) Das Vollstreckungsgericht hat bei der Ent-

scheidung über einen Zwangsmittelantrag

durch Auslegung des Vollstreckungstitels zu er-

mitteln, welche Verhaltensweisen dieser erfasst.

Die Auslegung hat vom Tenor der zu vollstre-
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